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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Errichtung 
einer Europäischen Ausfuhrbank 
— Drucksache 7/4882 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. von Dohnanyi 


I. 

Die Vorlage der EG-Kommission — Drucksache 
7/4882 — wurde von der Frau Präsidentin des Deut- 
schen Bundestages mit Schreiben vom 19. März 1976 
an den Ausschuß für Wirtschaft federführend, an 
den Finanzausschuß und an den Haushaltsausschuß 
mitberatend überwiesen. 

Der Finanzausschuß hat die Vorlage beraten und 
schlägt vor, den Vorschlag der EG-Kommission ab- 
zulehnen, weil die Errichtung einer Europäischen 
Ausfuhrbank gegenwärtig nicht für angebracht ge- 
halten wird. 

Der Haushaltsausschuß hat die Vorlage in seiner 
Sitzung am 23. Juni 1976 beraten und empfiehlt aus 
den gleichen Erwägungen Ablehnung. 

II. 

In ihrem Vorschlag für die Errichtung einer Europä- 
ischen Ausfuhrbank vertritt die EG-Kommission die 
Ansicht, daß es notwendig sei, ein Gemeinschafts- 
instrument zu schaffen, um die Finanzierung und die 
Kreditversicherung der nach Drittländern gehenden 
Ausfuhren von Ausrüstungsgütern und Dienstleistun- 
gen, an denen mehrere Unternehmen aus verschie- 
denen Mitgliedstaaten beteiligt sind, zu erleichtern. 
Die Kommission ist der Auffassung, daß eine im 


Rahmen der EG errichtete Europäische Ausfuhrbank 
eine geeignete Institution sei, diese Aufgabe zu er- 
füllen. 

Der Wirtschaftsausschuß stimmt der Kommission in- 
soweit zu, daß eine Europäische Ausfuhrbank, deren 
Funktionen allerdings auf die Exportfinanzierung be- 
schränkt bleiben sollte, geeignet wäre, zur Verein- 
heitlichung der Exportfinanzierungs- und Kredit- 
systeme der Mitgliedstaaten beizutragen. Mit Hilfe 
der Bank könnte auch die technische Abwicklung 
von Exporten in Drittländer, an denen Unternehmen 
aus mehreren Mitgliedstaaten beteiligt sind, verein- 
facht werden. Der Ausschuß ist jedoch mit der Bun- 
desregierung und der Ständigen Konferenz der In- 
dustrie- und Handelskammern der EWG und der 
EWG-Bankenvereinigung der Auffassung, daß die 
Zeit für die Errichtung einer Europäischen Ausfuhr- 
bank aus währungspolitischen, exportpolitischen und 
finanziellen Gründen noch nicht gekommen ist. Auch 
der bisher erreichte Stand der gemeinsamen Wirt- 
schafts- und Währungspolitik spricht gegen eine 
solche Gemeinschaftseinrichtung. 

Der Ausschuß vermag deshalb die Realisierung des 
Vorhabens im gegenwärtigen Zeitpunkt nicht zu be- 
fürworten. Er empfiehlt der Bundesregierung, den 
Vorschlag der Kommission im Rat der EG abzu- 
lehnen. Hierfür sprechen im wesentlichen die folgen- 
den Gründe: 
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1, Bisher ist kein Fall bekannt, in dem die multi- 
nationale Konstruktion der Finanzierung eine 
wesentliche oder gar maßgebliche Ursache für 
den Verlust des Auftrages an die außereuropä- 
ische Konkurrenz gewesen wäre. Die Feststel- 
lung der Kommission allein, „die in den Mit- 
gliedstaaten vorhandenen Instrumente der Aus- 
fuhrpolitik ermöglichten es nicht immer, die Fi- 
nanzierung und die Versicherung multinationaler 
Ausfuhrgeschäfte unter den besten Voraussetzun- 
gen zu gewährleisten", reicht nicht aus, ein in 
seinen langfristigen gesamtwirtschaftlichen Aus- 
wirkungen und den sich entwickelnden Kosten 
schwer einschätzbares Instrument zu schaffen. 
Der Ausschuß hat auch Zweifel, ob eine Bank 
die von der Kommission angeführten Probleme 
wie z. B. die Schwierigkeiten bei der Koordinie- 
rung zusammenwirkender Institutionen wirklich 
nachhaltig lösen könnte. 

2. Die Errichtung einer Europäischen Ausfuhrbank 
könnte auch mißverstanden werden als eine Ent- 
wicklung in Richtung auf Exportzinssubventionen 


und auf eine Verschärfung des Konditionenwett- 
laufs bei Exportkrediten. Es muß aber alles ge- 
tan werden, um den OECD-Trade-Pledge vom 
30. Mai 1974 zu festigen. 

3. Die Beschränkung der Tätigkeit einer Europä- 
ischen Ausfuhrbank auf wenige multinationale 
Projekte erscheint unwahrscheinlich; die von 
Geschäftsbanken zu finanzierenden Projektteile 
müßten zu einer ganz einseitigen Risikostreuung 
führen. 

4. Der Finanzbedarf der Bank kann gegenwärtig 
nicht annähernd quantifiziert werden. Die Kom- 
mission hat ein Grundkapital von 100 Millionen 
RE vorgeschlagen; bei diesem Betrag kann es 
sich nur um das Startkapital für die Aufnahme 
der Geschäftstätigkeit handeln. 

Den Vorstellungen der Kommission über eine 
Gemeinschaftsbürgschaft aus dem EG-Haushalt 
für Anleihen der Bank kann überdies aus grund- 
sätzlichen — vornehmlich rechtlichen — Über- 
legungen nicht zugestimmt werden. 


Bonn, den 24. Juni 1976 


Dr. von Dohnanyi 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1 . von dem V orschlag der EG-Kommission — Drucksache 7/4882 — Kenntnis zu 
nehmen, 

2. die Bundesregierung aufzufordern, bei den weiteren Beratungen in Brüssel 
den Vorschlag der EG-Kommission abzulehnen. 


Bonn, den 24. Juni 1976 


Der Ausschuß für Wirtschaft 


Dr. Narjes Dr. von Dohnanyi 

Vorsitzender Berichterstatter 
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